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Nina Fargahi

Frau Steiner-Khamsi, Sie
befassen sichmit globalen
Bildungssystemen.Wo steht
die Schweiz im internationalen
Vergleich?
Das duale Berufsbildungssys-
tem— die Lehrlinge verbringen
die halbe Zeit im Betrieb, die
halbe Zeit in der Ausbildung —
ist zum Inbegriff von Swissness
geworden. Es wird sogar im
Rahmen der Schweizer Entwick-
lungszusammenarbeit in alle
Welt als Erfolgsmodell «expor-
tiert». Was jedoch vergessen
wird, ist die Swissness derQuar-
tierschule. Die Tatsache, dass
ein Kind dort zur Schule gehen
kann, wo es wohnt, und dass
dieseVolksschulen überall gleich
gut und kostenlos sind, ist ein
Grundpfeiler der Schweizer
Gesellschaft. Fürdie Bevölkerung
ist das von grosser Bedeutung.

Gleichzeitig kämpfen unsere
Schulenmit vielen Problemen.
Lehrkräfte kritisieren zum
Beispiel, dass sie zu viel Zeit mit
Bürokratie verbringen statt mit
den Schülerinnen und Schülern.
Die Bürokratie in den Schulen ist
zu einem Problem geworden,
viele Schulleitungenbestehen aus
Managern, es gibt mehrArbeit in
Komitees,mehrAusschüsse,mehr
Berichte. Jede Bürokratie erzeugt
wiedermehr Bürokratie.

Woher kommt diese
Entwicklung?
Die Idee der grossen Bildungs-
reformen war ja, dass die Lehr-
personen für die Schulleistun-
gen und den Lernerfolg der
Kinder verantwortlich sind. Die
Devise war: Die Regierung soll
aufhören,Mikromanagement in
den Schulen zu betreiben. Sie soll
den standardisierten Lehrplan 21
verabschieden und dann das
Erreichen von Lernzielen kon-
trollieren. Früher ging es in der
Bildungsdirektion darum, Klas-
sengrössen, Lehrmittel und die
Qualifikation der Lehrenden zu
regulieren. Heute ist das anders.
Wenn eine Schule will, kann sie
auch unqualifizierte Lehrperso-
nen anstellen.

Das kritisiert derDachverband
der Schweizer Lehrerinnen und
Lehrer: Die Bildungsqualität
sei gefährdet,weil vor den
Klassen Lehrpersonen ohne
angemessene Qualifizierung
stünden. 1000 ‹unqualifizierte›
Lehrerinnen und Lehrer
sollen imKanton Bern derzeit
angestellt sein, im Kanton
Zürich rund 620.
DerMangel an Lehrpersonen ist
seit einiger Zeit ein weltweites
Problem. Die vergleichende
Bildungsforschung kann dazu
einige Lösungsvorschläge bieten.
Viele Länder, wie auch die
Schweiz, sind dazu übergegan-
gen, eine berufsbegleitende
Lehrerausbildung anzubieten.
Anderenorts werden bestimmte
Aufgaben an Personen ohne
Lehrdiplom delegiert – zum
Beispiel Berichte schreiben oder
Aufgaben korrigieren –, damit

sich die Lehrperson auf das
«Kerngeschäft» konzentrieren
kann. Es braucht ein Massnah-
menpaket, um längerfristig den
Mangel zu lösen.

WirtschaftsprofessorMathias
Binswanger kritisiert, dass
wir hierzulande bestimmte
Berufe «verakademisieren»
und allgemein zuwenige
Handwerker ausbilden.
Stimmen Sie ihm zu?
Ich schätze Herrn Binswanger
sehr, aber die Zahlen zeigen
etwas anderes: Die Schweiz hat
im internationalen Vergleich
einen der höchsten Berufswahl-
anteile. 65 Prozent wählen die
Berufsschule und nicht das Gym-
nasium. Gemäss Bundesamt für
Statistik sind es bei den Frauen
58 Prozent, bei den Männern
72 Prozent. Hinzu kommt:
60 Prozent der Berufe, die eine
Tertiärausbildung voraussetzen,
also Uni-,Hochschule- oder PH-
Abschluss, werden von Auslän-
derinnen und Ausländern aus
europäischen Staaten besetzt.
Wir haben echt ein Manko an
hoch qualifizierten Schweizern.

Wir bilden einfach nicht genug
aus.Wirbrauchen auchvielmehr
Naturwissenschaftler, Juristin-
nen,Ärzte.Wirhaben eine riesige
Lücke, die sich in den hoch qua-
lifizierten Berufen zeigt.

Liegt derMangel auch daran,
dass viele Hochqualifizierte
nurTeilzeit arbeiten?
Wirsolltendie Leute dafürbezah-
len, dass sie ins Gymnasium
gehen, einen Uniabschluss ma-
chen und dann Vollzeit arbeiten.
So macht das Skandinavien.
Gleichzeitig ist dort jedoch die

wöchentliche Arbeitszeit kürzer
und die Mittagsbetreuung an
Schulen besser, sodass Berufs-
tätige mit Familie sich nach
Schul- und Arbeitsschluss um
ihre Kinder kümmern können.

Wie funktioniert das
konkret?Würden bereits die
Gymischüler und Studentinnen
einen Lohn erhalten?
Gymischüler erhalten zwar kei-
nen Lohn, aber man schafft
Anreize auf derUniversitätsstufe
durch Stipendien für Fächer,
die unterbelegt sind und vom
Arbeitsmarkt benötigt werden.
Zudem wird das Potenzial von
Frauen, die über einen Tertiär-
abschluss verfügen, aber nicht
im Arbeitsmarkt tätig sind, ge-
zielter genutzt.

Wie liesse sich das finanzieren?
Skandinavien hat ja viel höhere
Steuern als die Schweiz.
Gemäss einerArbeitsmarktstudie
vom Seco aus dem Jahr 2021
lassen sich heute 65 Prozent der
Personen mit einer beruflichen
Grundbildung weiter ausbilden.
Personen mit einem Berufs-

abschluss und anschliessender
Hochschulbildungmachen heute
7 Prozent allerBeschäftigten aus.
Noch vor 20 Jahrenwaren es nur
1,5 Prozent. Wenn man also die
Gymnasialquotennicht künstlich
tief haltenwürde, gäbe es einige,
die auf direktemWeg in die Ter-
tiärbildung einsteigen anstatt auf
dem Umweg eines Berufsab-
schlusses. Dies bedeutet Kosten-
einsparungen für den Staat, die
dann gezielt eingesetzt werden
könnten, um finanzielle Anreize
zu schaffen für Studierende in
Berufsbranchenmit einemFach-
kräftemangel, die einHochschul-
studium voraussetzen.

Ist die Kritik an der
Akademisierung von gewissen
Berufen legitim? Braucht eine
angehende Kindergärtnerin
einen «Bachelor of Arts in
Preprimary und Primary
Education»?
Lehrpersonen im Kindergarten
müssten mehr verdienen als
solche auf Gymnasialstufe!
Zumindest wenn es nach den
Neuro- und Lernpsychologen
geht. Kindergärtnerinnen sind

dieWichtigsten überhaupt. Dass
die Frühkinderziehung mass-
gebend ist für die spätere Lern-
fähigkeit,wurde schon tausend-
fach bewiesen.Ausserdem ist die
Kindergärtnerin heute nicht nur
zuständig für den Kindergarten,
sie kann auch die ersten zwei
Jahre in der Primarschule unter-
richten.Warum schneidet Finn-
land bei der Pisa-Studie immer
so gut ab?

Sagen Sie es uns.
In Finnlandwerden die Lehrper-
sonen an den Universitäten aus-
gebildet, und zwar in fünfjähri-
gen Masterstudiengängen. Dort
gehört es zum pädagogischen
Auftrag, das Einzelkindwahrzu-
nehmen, seine Begabung und
Schwächen zu sehen und es in
seiner Besonderheit zu fördern.
Denn jedes Kind hat andere
Potenziale, man kann keine
Schablone anwenden.

Dieser pädagogischeAnsatz ist
auch in der Schweiz üblich.
Auch hierzulande ist die Menge
anStütz-undFördermassnahmen
für das einzelne Kind enorm. Es
ist jedochwichtig, dass sich Lehr-
personen in ihremBerufweniger
gestresst fühlen und sich beruf-
lich verwirklichen können. Die
Bildungsforschung inderSchweiz
sollte viel gezielter Politikbera-
tung betreiben, denn längerfris-
tig ist die Stressverminderung
und Berufsidentität die einzige
Lösung, um den Lehrpersonen-
mangel nachhaltig zu beheben.

Wenn Sie die Schweizmit
anderen Ländern vergleichen:
Wie gross ist hierzulande die
Chancengleichheit zwischen
Kindern ausAkademiker-
familien und solchen, deren
Eltern zumBeispiel Flüchtlinge
oderMigranten sind?
In allen OECD-Ländern, inklu-
sive der Schweiz, schneiden
Schülerinnen und Schüler mit
Migrationshintergrund bei den
Pisa-Leistungsmessungen im
Schnitt um 10 Prozent schlech-
ter ab als einheimische Schüler
und Schülerinnen. Entweder aus
sprachlichen Gründen, weil die
Eltern ihre Kinder zu wenig
schulisch unterstützen oder sich
gegen Fehlentscheide nicht
genügend wehren können. Es
gibt jedoch grosse kantonale
Unterschiede nach dem Prinzip:
Die verfügbaren Plätze geben
den Ausschlag,wo Schüler plat-
ziert werden. Besteht in einem
Kanton ein grosses Angebot an
Gymnasiumplätzen, kommt dies
den Kindern mit Migrations-
hintergrund zugute. Verfügt
umgekehrt ein Kanton über
separate Einrichtungen,wie bei-
spielsweise Sonderschulen,wer-
den diese mit Kindern mit Mig-
rationshintergrund «gefüllt»,
weil sich einheimische Eltern in
derRegel erfolgreich gegen diese
Einrichtungen wehren. Wir
reden in der Forschung von
«struktureller Ungleichheit»,
weil dieVerfügbarkeit von Schul-
strukturen das Schicksal von
Schülern aus benachteiligten
Schichten bestimmt.

«Wir sollten die Leute dafür
bezahlen, dass sie ins Gymi gehen»
Bildungsexpertin Gita Steiner-Khamsi vergleicht Schulsysteme weltweit. Die Schweiz könne von Skandinavien lernen
undmit Stipendien Anreize schaffen, sodass die Leute Fächer studieren würden, welche die Wirtschaft brauche.

«Wir haben
einManko
an hoch
qualifizierten
Schweizern.»

«Lehrpersonen im Kindergarten müssten mehr verdienen als solche auf Gymnasialstufe»: Gita Steiner-Khamsi. Foto: Urs Jaudas
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Philippe Reichen, Lausanne

Draussen zeigt dasThermometer
32Grad.Drinnen sitzt die 99-jäh-
rigeMaddy imWohnzimmer ihrer
Wohnung, die sie seit 54 Jahren
mietet, und klagt: «Ich war nie
krank in meinem Leben. Aber
heute, heute geht esmirgarnicht
gut.» Schon am Morgen sei es
heiss gewesen, und jetzt am
Nachmittag sei es noch heisser.
Schwindlig sei ihr immerein biss-
chen, aberheute ganz besonders.
In ihremNacken liegt ein feuchtes
Tuch. Unter ihrer Achsel klemmt
einEisbeutel.DerBestäuber einer
bekannten Mineralwassermarke
steht in Griffweite, ebenso eine
mitHahnenwasser gefüllte Cola-
Flasche. Neben dem Kanapee
bläst ihreinVentilator frische Luft
ins Gesicht.

Die 99-jährige Maddy ist eine
von rund 50 betagten Lausan-
nerinnen und Lausannern, die
derzeit täglich Besuch erhalten:
vonHilfspolizisten.Die Beamten
schauen,dass die altenMenschen
bei guter Gesundheit sind, sich
kühlen und genügend trinken,
sie öffnen oder schliessen Fens-
ter und drehen Sonnenstoren
herunter.

Die Stadt Lausanne bietet das
Hilfsangebot seit 2010 an.Anfang
Juni verschickt sie jeweils allen
über 70-Jährigen ein Merkblatt
mitVerhaltensempfehlungen bei
Hitze und einer Stadtkarte. Dar-
auf sind öffentlich zugängliche,
besonders kühle oder schatten-
spendende Orte eingezeichnet,
etwa Wälder, Parks, Museen,
Kirchen, Schwimmbäder und
Brunnen.Unddie Stadt ruft Rent-
ner wie Maddy auf, eine Hotline

anzurufen, um sich in die Liste
für Hausbesuche einzutragen.

DieHausbesuche sind in allen
Waadtländer Gemeinden fester
Bestandteil des sogenannten
«plan canicule». Diesen Hitze-
aktionsplan setzt das Waadt-
länder Gesundheitsdepartement
jeweils vor Hitzetagen in Kraft.
Der jetzige begann am Freitag
unddauert nochbismorgenDon-
nerstag. Bis dahin wird Maddy,
die ihrenFamiliennamenausPer-
sönlichkeitsschutzgründennicht
nennen will, täglich von zwei
Hilfspolizisten besucht.

Zettel mit Hinweisen
Und so sitzen auch am Montag-
nachmittag wieder zwei städti-
sche Beamte bei Maddy, nach-
dem sie ihren Besuch am Mor-
gen telefonisch angekündigt
haben.Die 99-Jährige ist gesprä-
chig. «Ich schlafe ja immer gut,
aber jetzt erwache ich zwei- bis
dreimal pro Nacht», erzählt sie.
Zu trinken habe sie ja genug,
aber so richtig trinken möge sie
trotzdem nicht.

Die Polizisten zeigenVerständ-
nis, fragen nach und notieren
alles auf ein Formular, erinnern
nochmals nett, aber eindringlich
an alle Vorsichtsmassnahmen
und übergeben ihr einen kleinen
Zettelmit demHinweis: «Kontak-
tieren Sie sofort den Notfallarzt,
wennSie sich schlechter fühlen!»
Später am Tag komme eine
Enkeltochter zuBesuch,beruhigt
Maddy. Ihre eigenenKinderkönn-
ten leidernicht oft kommen, aber
sie riefen täglich mehrere Male
an. Sie seien eben selbst schon
über 70 Jahre alt undwohnten im
siebtenStockeinesMehrfamilien-

hauses direkt unterdemDach,wo
es ebenfalls heiss sei. Sowieso sei
ihre Familie einmal sehr gross
gewesen, aber heute sei halt fast
niemand mehr da.

«Es sind vor allem allein-
stehende, gebrechliche Men-
schen,die unserBesuchsangebot
nutzen», sagt Michel Gandillon,
Medienchef des Lausanner Kri-
senstabs. Häufig meldeten auch
Angehörige betagte Familien-
mitglieder an, um sicherzustel-
len, dass die Liebsten umsorgt
seien, während sie sich einige
Ferientage gönnen würden.
Schwere medizinische Probleme
habeman glücklicherweise noch
nie angetroffen, sagt Michel
Gandillon. Wenn aber eine Per-
son auf Anrufe nicht reagiert,
sucht die Polizei nach ihr.

In diesem Sommer hat das
Bundesamt fürGesundheit (BAG)
erstmals dieAnzahl hitzebeding-
ter Todesfälle seit 2002 publi-
ziert. Gemäss dem BAG sind im
letzten Jahr 474 Personen an den
Folgen der Hitze gestorben.
Im Hitzesommer 2003 waren
es 1402 (siehe Box). «Die Analy-
sen zeigen insgesamt, dass die
meisten hitzebedingten Todes-
opfer durchmoderat heisseTem-
peraturen verursacht werden –
und nicht durch Hitzewellen»,
schreibt das Bundesamt in einer
Medienmitteilung. Das BAG ruft
die Bevölkerung dazu auf, «bei
Bedarf gesundheitlich vorbelas-
tete, insbesondere ältere Perso-
nen im Umfeld beim Schutz vor
Hitze zu unterstützen».

Peter Burri Follath, Sprecher
von Pro Senectute Schweiz,
bezeichnet den Aktionsplan in
Lausanne und der Waadt als

«nützlich und zukunftsweisend».
Auch in Städten wie Genf und
Basel gebe es ähnliche Formen
vonorganisierterNachbarschafts-
hilfe, und das sei kein Zufall, so
Burri Follath. Diese Städte gehö-
ren wie das gesamte Genfersee-
gebiet zu den heissesten Regio-
nen der Schweiz. Doch die Tem-
peraturen stiegen derzeit überall.
Es sei extrem wichtig, betagte
MenschenundderenAngehörige
darauf hinzuweisen,wieman sich
vor extremer Hitze schütze. Das
tut Pro Senectute auch selbst bei
jenen einigenTausendMenschen,
welche die Organisation das
ganze Jahrüberbesucht. Sie stellt
sich aber auch für temporäre
Aktionspläne zurVerfügung,wie
derzeit im Kanton Basel-Stadt.

Der Stadtkanton hat letzte
Woche eineHitze-Hotline einge-
richtet, in Partnerschaft mit Pro
Senectute. Die Telefonnummer
kann anrufen, wer Fragen zum
Umgang mit der Hitze hat oder
Hilfe beim Einkaufen braucht.
«Es gab einige Anrufe, auch von
Angehörigen von betagten Leu-
ten», sagte Anne Tschudin vom
basel-städtischen Gesundheits-
departement. Viele Leute müss-
tenWissen aufbauen, fügt sie an.
Andere wiederum fragen, ob sie
sich richtig verhalten.

Tipps undHotlines
Bislang bieten aber vor allem
Westschweizer Kantone Hitze-
Hotlines an. Die Deutschschwei-
zerKantone nutzenvorallemdas
Internet und Social Media, um
Tipps für heisse Tage in Umlauf
zu bringen – und der Bund pub-
liziert Verhaltensempfehlungen.
GemässTobias Bär,demSprecher

der Gesundheitsdirektorenkon-
ferenz (GDK), hätten Studien des
Bundes gezeigt, dass das hitzebe-
dingte Sterberisiko inderSchweiz
zwischen 2009 und 2016 abge-
nommen habe. Für diesen Rück-
gang gibt es vor allem einen
Grund: dieAktionspläne derKan-
tone in der lateinischen Schweiz.

Die Pläne seien zwischen 2004
und2008 indenKantonenWaadt,
Genf, Freiburg, Neuenburg,Wal-
lis undTessin eingeführtworden,
so Bär. Sie umfassen Massnah-
men zum Gesundheitsschutz
von verschiedenen Akteuren im
Gesundheits- und Sozialwesen.
Bär: «Koordinierte Massnahmen
zumSchutz derGesundheitwer-
denmit der zunehmendenHitze-
belastung immerwichtiger.»Auf-
grund der immer intensiveren
Hitzeperioden müsse man die
geltenden Empfehlungen des
Bundes und der Kantone verfei-
nern und anpassen.Dabeimüsse
manauch regionaleUnterschiede
berücksichtigen, denn Auswir-
kungen von Hitze könnten «von
Region zu Region und sogar von
Ort zu Ort» unterschiedlich sein.
So komme es zum Beispiel dar-
auf an, ob es sich um ein stark
verbautes oder ein grünes Gebiet
handle.

Die 99-jährige Maddy sehnt
sich für heute bereits den
Sonnenuntergang herbei. «Am
nächstenFreitagwerdendieTem-
peraturen wieder sinken», ver-
sprechen ihr die Hilfspolizisten
derweil. «Uff, werden wir dann
sagen!», antwortet die 99-Jährige.
Dann verabschiedet sie die Be-
amten. Maddy wird sie schon
morgen wieder in ihrem Wohn-
zimmerwillkommen heissen.

Polizeibesuche gegen die Sommerglut
Aktionspläne gegen die Hitze Für Hochbetagte sind die hohen Temperaturen besonders gefährlich.
Also schickt die Stadt Lausanne Beamte bei Seniorinnen und Senioren vorbei. Das Ziel: Hitzetote vermeiden.

«Es sind
vor allem
alleinstehende,
gebrechliche
Menschen,
die unser
Besuchsangebot
nutzen.»
Michel Gandillon
Medienchef des
Lausanner Krisenstabs

«Heute geht es mir gar nicht gut. Mir ist ein wenig schwindlig», sagt die 99-jährige Maddy den beiden Lausanner Hilfspolizisten beim Hausbesuch. Foto: Florian Cella («24 Heures»)

Hunderte hitzebedingte
Todesfälle

Seit dem Hitzesommer 2003
ermittelt das Bundesamt für
Gesundheit (BAG) gemeinsammit
dem Bundesamt für Umwelt (Bafu)
punktuell die hitzebedingten
Todesfälle. Erst in diesem Sommer
aber veröffentlichten die Bundes-
ämter erstmals eine Zeitreihe,
rückwirkend für die Jahre 2000 bis
2022. Gemäss den erhobenen
Daten sterben jedes Jahr mehrere
Hundert Personen an den Folgen
von mangelndem Schutz vor
hohen Temperaturen, wobei in den
Jahren 2003 mit 1402 und 2015 mit
747 besonders viele hitzebedingte
Todesfälle registriert wurden. 2021
wurden 87 Fälle registriert, 474 im
Jahr 2022. (phr)


